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Der „wissenschaftliche“ Kampf gegen „rechts“ 
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An deutsche Universitäten hat sich in den letzten 
fünf Jahren im toten Winkel der Öffentlichkeit, die 
von Großkrisen wie Zuwanderung, Klima oder Co-
rona in Atem gehalten wurde, eine opulent aus-
staffierte „Regierungswissenschaft“ etabliert. Sie 
betreibt mit nebulösen Leerformeln Diskurslen-
kung und Gehirnwäsche. Ihre Tätigkeit umschrei-
ben diese Einrichtungen mit Begriff gewordenen 
Phantasieprodukten einer postdemokratischen Se-
mantik wie „Demokratieforschung“, „Migrations-
forschung“, „Integrationsforschung“, „Rechts-
extremismusforschung“, „Rassismusforschung“ 
und neuerdings mit der schillernden Bezeichnung 

„gesellschaftlicher Zusammenhalt“. Er lässt die 
politische Agenda am deutlichsten erkennen: ge-
sellschaftlicher Zusammenhalt wird dadurch herge-
stellt, dass jene ausgeschlossen werden, die nicht 

dazugehören sollen. Erklärter oder unerklärter 
Oberbegriff ist stets der „Kampf gegen rechts“. Die 
Einrichtungen genießen in den Hochschulen einen 
Sonderstatus relativer Autonomie; dafür sind sie 
umso abhängiger von den politischen Auftrag- und 
Geldgebern. Man darf erwarten, dass sie das Modell 
sind, nach dem sich mittelfristig auch die regulären 
universitären Forschungseinrichtungen entwickeln 
werden: Die Klimaforschung weist schon in diese 
Richtung. 
Unsere Landesregierung will in diesen Sachen ver-
meintlicher Vorreiter sein: sie plant die Schaffung 
einer Forschungsstelle für Rechtsextremis-
mus samt Professur. An dieser Stelle informiert 
die AfD-Fraktion über diese beklemmende Ent- 
wicklung.

UNIS 
IM KAMPF 
GEGEN RECHTS?



Kampf-gegen-rechts Institute
Die „Kampf-gegen-rechts“-Institute liefern legiti-
mierende Begriffsschablonen, die in den Medien, 
der Politik, in der Rechtsprechung und sogar in der 
Wirtschaft Verwendung finden. Der langjährige Di-
rektor des Bielefelder „Instituts für Interdisziplinäre 
Konflikt- und Gewaltforschung“, Wilhelm Heitmeyer, 
etablierte den Begriff der „Gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit“ und erinnerte alljährlich an die 
wachsende „Gefahr von rechts“. 
Damit setzte er ein Denk- und Forschungsmuster 
durch, das in allerlei Variationen von den einschlä-
gigen Institutionen aufgegriffen wird. Sie haben 
lange Zeit ein Schattendasein geführt. 2020 aber 
hat die damalige Bundesregierung ein mit rund  
40 Millionen Euro opulent ausgestattetes „For-
schungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt“ 
FGZ mit rund 200 Mitarbeitern gegründet. 

Forschungsinstitute ohne Forschung
Dieses Forschungsinstitut ist bundesweit an elf ver-
schiedenen Standorten angesiedelt. Es betreibt zur-
zeit 83 Projekte, hinzu kommen 23 mit zusätzlichen 
sechs Millionen Euro ausgestattete Einzelprojekte, 
die im Auftrag des „Bundesministeriums des In-
nern und für Heimat“ den Rassismus in staatlichen 
Institutionen untersuchen. 

Die Institute betreiben keine Grundlagenforschung, 
sondern eine kleinteilige, thematisch und räumlich 
eng begrenzte sowie zeitlich limitierte Projektfor-
schung. Das gilt für die über 100 Projekte des FGZ 
ebenso wie für die Arbeit der anderen, meist auf 
regionaler Ebene agierenden Institute. Ihr theore-
tischer Ehrgeiz ist sehr gering. 
Eine Grundlagendiskussion darüber, was eigent- 
lich – über politisch aufgeladene Worthülsen hin-
aus – Gegenstand, Methoden und Ziel der Demo-
kratie‑ und Rechtsextremismusforschung sind, 
findet kaum statt. Sie könnte dazu führen, dass die 
Grundlagen der eigenen Arbeit in Frage gestellt und 
die Mittelzuflüsse versiegen würden.
Unverkennbar liegt der Sinn dieser Institute  
nicht im Zugewinn theoretischer Erkenntnisse.  
Ihr gemeinsamer Nenner ist der gemeinsame 
Feind. Ihn zu benennen fällt allerdings schwer, da 
er eher durch diffuse politische als durch präzise 
wissenschaftliche Begriffe umschrieben wird. In der  
Regel reicht die Anführung der Vokabeln „Rechts-
extremismus“ und „Rassismus“ als hinreichen-
de Legitimationsgrundlage für die Zuweisung  
staatlicher Mittel. 
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KOSTEN TRÄGT DER STEUERZAHLER
Allein die Bundesregierung hat im Juli 2021  
1,15 Milliarden Euro für die „Bekämpfung von  
Rechtsextremismus und Rassismus“ bereitgestellt. 
Hinzu kommen weitere Mittel aus anderen Bundes-
ministerien, den Bundesländern, den Parteien und 
den ihnen nahestehenden Stiftungen, den Bundes- 
und Landeszentralen für politische Bildung, den 
Kirchen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbänden  
und privaten Stiftungen. 
Ob und wie solche Projekte evaluiert werden, nach 
welchen Kriterien ihr Erfolg gemessen, wie die Mit-
telverwendung haushaltsrechtlich kontrolliert und 
ob gegebenenfalls Rückzahlungsforderungen bei 
missbräuchlicher Verwendung erhoben werden, ist 
nicht erkennbar. 
Innerhalb weniger Jahre ist der „Kampf gegen 
rechts“ zu einem zentralen Instrument der Siche-
rung politischer Herrschaft geworden. Die „Kampf-
gegen-rechts“-Institute erfüllen ihre Funktion un-
abhängig von ihrer tatsächlich geleisteten Arbeit. Ihr 
politischer Auftrag besteht darin, „Wissenschaft“ 
zu produzieren. 

Denn „die Wissenschaft“ besetzt inzwischen eine 
zentrale Funktionsstelle im Legitimationssystem 
postdemokratischer Gesellschaften: Wer Wissens-
angebote in den politischen Diskurs einschleusen 
kann, besitzt einen entscheidenden Legitimitäts-
vorsprung.
In modernen westlichen demokratischen Staaten 
werden Herrschaftsverhältnisse nicht durch Ideo-
logien, sondern durch Diskurshegemonie gesichert. 
Die Diskursangebote der Regierungsmacht konkur-
rieren aber mit einer unendlichen Vielzahl anderer 
Angebote und müssen deshalb täglich neu erkämpft 
werden. Hierzu leisten die „Kampf-gegen-rechts“-
Institutionen ihren Beitrag, indem sie unablässig 
die stets gleichen Begriffskaskaden in die mediale 
Öffentlichkeit gießen. So entsteht ein wissenschaft-
lich veredeltes, weitgehend in sich abgeschlossenes 
Deutungssystem. 
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Sie finden uns auch unter:

In Baden-Württemberg beschäftigt sich ein Teilin-
stitut des FGZ in Konstanz mit „Theorien, Politiken 
und Kulturen des Zusammenhalts“. Federführend 
ist Prof. Dr. LL.M. Daniel Thym, der sich 2018 eine 
Kontroverse mit Thilo Sarrazin über die „Erklärung 
2018“ und deren Behauptung eines fortwährenden 
Rechtsbruchs an den deutschen Grenzen liefer-
te, die er als „Mythos“ bezeichnete. Hinzukommt  
das „Mannheimer Zentrum für Europäische Sozial-
forschung“. Hier widmen sich über 80 Mitarbeiter 
der Untersuchung des europäischen Integrations-
prozesses. 
Nun will die Landesregierung die deutschlandweit 
erste politikwissenschaftliche Professur für die 
Erforschung des Rechtsextremismus aufbauen. Der 
Aufbau dieser Forschungsstelle kostet den Steuer-
zahler zunächst 400.000 Euro. Geplant sind aber 
bis zu drei Professuren sowie weitere Personal- 
und Sachmittel. Die Gesamtkosten werden bei rund  
1,2 Millionen Euro pro Jahr liegen.
Die Sinnlosigkeit dieser Forschungsstelle wird  
bereits daran deutlich, dass die Landesregie-
rung als „Forschungsobjekte“ Teilnehmer an den  
Corona-Protesten benennt und von einem Extremis-
mus der gesellschaftlichen Mitte fabuliert. Hier wird 
klar, welche Funktion eine solche, staatlich  
bezuschusste Forschungsstelle hat: sie soll  

FORSCHUNGSSTELLE RECHTSEXTREMISMUS
legitimen Protest diskreditieren, ja delegitimieren, 
indem man ihn schlicht mit antisemitischem, ras-
sistischem oder sonst wie geartetem Extremismus 
gleichsetzt. Die AfD-Fraktion wird sich diesem 
Missbrauch von Wissenschaft mit allen parla-
mentarischen Mitteln entgegenstellen!




